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Die Wunder der AHV-Mathematik
Das vom Bund im Jahr 2040 erwartete Defizit bei der Altersvorsorge ist von 10,5 auf 3,4 Milliarden Franken geschrumpft

FABIAN SCHÄFER

Auch wenn der Zusammenhang nicht
kausal ist, auffällig ist er allemal: Seit
Bundesrätin Elisabeth Baume-Schnei-
der für die AHV zuständig ist, geht
es mit dieser rasant aufwärts – zu-
mindest auf dem Papier. Jahr für Jahr
weist der Bund bessere Zahlen für
das Sozialwerk aus. Zwar sind wei-
terhin Defizite in Milliardenhöhe zu
erwarten, dennoch sind die Verbesse-
rungen verblüffend. Die jüngste Epi-
sode in diesem Zahlenrätsel folgte, als
Baume-Schneider vergangene Woche
neue Finanzperspektiven für die AHV
präsentierte.

Im Zeitraffer: Im März 2024 ging das
Bundesamt für Sozialversicherungen
(BSV) davon aus, dass das Defizit der
AHV im Jahr 2040 rund 10,5 Milliarden
Franken betragen wird. Laut den neuen
Zahlen sind es «nur» noch 3,4 Milliar-
den. Wie kann es sein, dass der Bund
seine Prognosen bei einem derart wich-
tigen Thema von einem Jahr auf das an-
dere in diesem Umfang – um 68 Pro-
zent – korrigieren muss?

Die Frage ist etwas fies formuliert.
Ein Teil des scheinbaren Zahlenwun-
ders lässt sich durch reine Mathema-
tik erklären. Die Abweichung wäre
weit weniger spektakulär, wenn man
nicht nur das Defizit betrachten würde,
sondern auch die beiden Grössen, aus
denen es sich ergibt: die gesamten Ein-
nahmen und Ausgaben der AHV. Bei-
des sind naturgemäss sehr grosse Zah-
len. Zurzeit betragen sie mehr als 50
Milliarden Franken im Jahr, im kom-
menden Jahrzehnt dürften es über 70
Milliarden sein.Wenn sich die Progno-
sen zu den Einnahmen oder Ausgaben
schon nur um 1 Prozent verschieben,
kann dies das Defizit als Differenz dar-
aus massiv verändern.

6 Milliarden in Luft aufgelöst

Auf der Seite der Einnahmen hat der
Bund nur kleine Korrekturen vorge-
nommen. Bei den Ausgaben hat er die
Zahlen in zwei Schritten um total fast
10 Prozent reduziert. Das genügte be-
reits, um in der Konsequenz das erwar-
tete Defizit um scheinbar dramatische
68 Prozent schrumpfen zu lassen.

Bleibt die Frage, weshalb der Bund
dieAusgaben so stark nach unten korri-

gieren musste.Hier ist die Differenz vor
allem auf den ominösen «Rechnungs-
fehler» zurückzuführen, der vor einem
Jahr für Empörung sorgte – und der we-
nig später zumindest indirekt zum Ab-
gang des damaligen BSV-Direktors Sté-
phane Rossini beitrug.

In Tat undWahrheit handelte es sich
nicht um einen Rechnungsfehler, son-
dern um zwei untaugliche Formeln im
damaligen Rechnungsmodell des Amts.
Aber das ändert an den Folgen nichts:
Die beiden Formeln führten dazu, dass
das Ausgabenwachstum vor allem auf
die lange Frist deutlich überschätzt
wurde. Nachdem das BSV im Herbst
2024 ein neues Berechnungsmodell
eingeführt hatte, waren die erwarteten
Ausgaben im Jahr 2040 plötzlich 6 Mil-
liarden Franken tiefer.

Eine weitere Verbesserung kam
jetzt dazu. Falsche Formeln oder an-
dere Pannen spielten dieses Mal keine

Rolle.Vielmehr hat das Bundesamt die
zahlreichenAnnahmen, die es für seine
Projektionen benötigt, routinemäs-
sig an neue Prognosen anderer Bun-
desämter angepasst, namentlich zur
Entwicklung der Wirtschaft und der
Bevölkerung.

Wo die Gründe für die Verbesserung
zu suchen sind, ist klar: An den wirt-
schaftlichen Aussichten liegt es nicht,
die haben sich kurzfristig verschlechtert
(und da sind die Effekte der US-Zölle

noch nicht einmal eingerechnet). Da-
für läuft es für die AHV demografisch
etwas besser als angenommen – oder
zumindest weniger schlecht. Das Bun-
desamt für Statistik (BfS) hat im April
nach fünf Jahren neue Bevölkerungs-
szenarien präsentiert. Die Ergebnisse
sind für die Rentenfinanzierung posi-
tiv, sie reduzieren das voraussichtliche
Defizit der AHV ab 2035 dauerhaft um
etwa 2 Milliarden Franken im Jahr. Das
hat mehrere Gründe.

� Erwerbstätige: Das BfS geht neu
von einer grösseren Zuwanderung aus
als bisher, zunächst sollen es netto
60 000 Personen im Jahr sein, mittel-
fristig 45 000. Somit würde auch die
Zahl der Erwerbstätigen, die die AHV
finanzieren, stärker steigen: von heute
4,5 auf 4,9 Millionen im Jahr 2040 (in
Vollzeitäquivalenten).

� Pensionierte: Wegen der Pensionie-
rung der Babyboom-Jahrgänge steigt
die Zahl der Rentner rasant – aber
nicht ganz so rasant wie bisher gemeint.
Laut den neuen Szenarien dürften 2040
in der Schweiz «nur» 2,4 statt 2,5 Mil-
lionen Personen über 65 leben. Heute
sind es 1,8 Millionen.

� Lebenserwartung: Das BfS geht
zwar davon aus, dass die Lebenserwar-
tung immer noch steigt, aber weniger
rasch als bisher. Früher erwartete das
Amt bis 2040 einen Anstieg um 1,7
Jahre für Frauen und 2,1 für Män-
ner. Nun hat es diese Werte reduziert:
auf 1,2 und 1,3 Jahre. Damit läge die
Lebenserwartung im Alter 65 neu bei
24,4 und 22 Jahren.

Das Amt sichert sich ab

Vielleicht kommt es auch anders.
Nachdem das Bundesamt für Sozial-
versicherungen wegen der falschen
Formeln im vergangenen Jahr heftig
angegriffen wurde, weist es nun fast
penetrant auf die Unwägbarkeiten
hin. Wie ein Mahnmal steht auf allen
Unterlagen derselbe Satz: «Perspekti-
ven über einen Zeitraum von mehr als
zehn Jahren sind mit zunehmender Un-
sicherheit behaftet und können daher
erheblich revidiert werden.»

Um sich zusätzlich abzusichern, be-
rechnet das Amt neuerdings drei Sze-
narien für die AHV. Die Bandbreiten
sind schon kurzfristig beträchtlich.Das
Umlagedefizit im Jahr 2030 schwankt
je nach Szenario zwischen 0,3 und 3,5
Milliarden Franken.

Was wird die Politik damit anfan-
gen? Wie wird sie auf die bessere
Finanzlage reagieren? Erste Zeichen
wird der Nationalrat im September set-
zen,wenn er über die Finanzierung der
13.AHV-Rente diskutiert, die ab 2026
ausbezahlt wird.

Die Zahl der Pensionierten steigt in den nächsten 15 Jahren etwas weniger rasant als angenommen. MICHAEL BUHOLZER / KEYSTONE

So haben sich die AHV-Prognosen seit dem Frühling 2024 verändert
Frühere und heutige AHV-Finanzperspektiven des Bundes für das Jahr 2040, in Milliarden Franken

Ausgaben Einnahmen Ergebnis
März 2024 82,9 72,4 –10,5
Oktober 2024 77 71,4 –5,6
August 2025 74,9 71,5 –3,4

Ergebnis = Einnahmen minus Ausgaben ohne Kapitalrendite (AHV-Umlagefinanzierung)
Quelle: Bundesamt für Sozialversicherungen NZZ / fab.

Bei der Freiwilligenarbeit droht ein Absturz
Junge scheuen sich vor längerfristigen Verpflichtungen – ältere und konservative Personen sorgen sich um den gesellschaftlichen Zusammenhalt

SIMON HEHLI

Das Engagement für die Allgemeinheit
gehört zur Schweizer Identität: In kaum
einem anderen europäischen Land inves-
tieren die Bürgerinnen undBürger so viel
Zeit in die freiwilligeArbeit.Doch in den
letzten Jahren häuften sich die Meldun-
gen, dass da etwas ins Rutschen komme,
dass das Milizsystem in der Krise sei.

Besonders deutlich zeigt sich dies in
den Dörfern: Jede dritte Schweizer Ge-
meinde hat laut einer Studie der Hoch-
schule für Technik undWirtschaft Chur
Mühe, ihre Exekutive zu besetzen. Vor
allem die Jungen sind kaum noch für
Milizämter zu gewinnen.

Alte Rollenbilder halten sich

Bei einer genaueren Betrachtung sieht es
nicht ganz so düster aus. Der neue Frei-
willigenmonitor der SchweizerischenGe-
meinnützigen Gesellschaft (SGG) zeigt,
dass sich immer noch zwei Drittel der
Menschen freiwillig engagieren. 41 Pro-
zent tun dies auf formelleArt, also inVer-
einen,Organisationen oder Parteien.Die
Zahl ist ähnlich hoch wie vor fünf Jahren.
Nur während der Pandemie gab es eine
Baisse, die nun wieder überwunden ist.

Jede zweite Person leistet informelle
Freiwilligenarbeit, also Nachbarschafts-
hilfe, Betreuung und Pflege von ver-

wandten oder bekannten Personen aus-
serhalb des eigenen Haushalts oder ge-
meinnützige Einsätze und Aktivitäten in
informellen Gruppen und Netzwerken.

Frauen engagieren sich weiterhin
deutlich mehr in der Care-Arbeit oder
anderen informellen Tätigkeiten als
Männer. Diese machen dafür häufiger
in Vereinen oder Parteien mit. «Die tra-
ditionellen Rollenbilder der Geschlech-
ter verändern sich nur langsam», sagt
Andreas Müller, der Leiter des The-
menschwerpunkts Freiwilligenarbeit /
Aktive Zivilgesellschaft bei der SGG.

In der Schweiz gibt es rund 90 000
Vereine und Non-Profit-Organisationen.
Nicht allen gelingt es gleich gut, Freiwil-
lige anzuziehen. Besonders gut läuft es
den Sportvereinen, wo sich jeder siebte
Einwohner engagiert, oder den kulturel-
len Vereinen. Mühe haben Gemeinde-,
Orts- und Quartiervereine, Umwelt- und
Tierschutzorganisationen, Jugendver-
bände oder Menschenrechtsorganisatio-
nen. Eine Erklärung dafür könnte sein,
dass die Menschen in Vereinen an ers-
ter Stelle Spass haben oder Geselligkeit
erleben möchten – das können Fussball-
klubs oder Theatervereine besonders gut
bieten. Die Motive, anderen zu helfen
oderDinge zu verändern,die einemmiss-
fallen, sind hingegen weniger verbreitet.

Eher überraschend scheint, dass sich
beim Engagement für kirchliche Orga-

nisationen noch kein Einbruch zeigt, ob-
wohl immer mehr Leute aus den Kirchen
austreten.Doch bei diesen handelt es sich
vor allem um Personen, die sich sowieso
schon von der institutionalisierten Reli-
gion entfremdet haben. Jene, die bleiben,
gehören hingegen eher zur treuen Schar
der Gläubigen – und sie engagieren sich
mit durchschnittlich 16 Jahren länger als
dieMitglieder aller anderen Institutionen.

Wandel statt Krise

Die Freiwilligenarbeit steckt nicht unbe-
dingt in einer Krise, sie wandelt sich. Der
Wunsch nach zeitlicher Flexibilität wird
bei allen Altersgruppen grösser. Und die
Jungen engagieren sich vermehrt projekt-
und eventbezogen, vor einer längerfristi-
genVerpflichtung scheuen sie sich eher.

Problematisch für die Freiwilligen-
arbeit könnte in Zukunft auch die er-
höhteMobilität derBevölkerungwerden.
Denn je länger eine Person am gleichen
Ortwohnt,umso eher kennt sie Leute,die
in zivilgesellschaftlichen Organisationen
aktiv sind–undumsogrösser ist dieWahr-
scheinlichkeit, dass sie sich selbst freiwil-
lig oder ehrenamtlich engagiert. Das ist
auch einer der Hauptgründe dafür, dass
Ausländer generell weniger Freiwilligen-
arbeit leisten als Schweizer Bürger.

Die weniger starke Verwurzelung an
einem bestimmten Ort zeigt sich bei der

Frage nach dem Verbundenheitsgefühl.
Am stärksten fühlen sich die 5000 Be-
fragten mit der Schweiz verbunden, am
schwächsten hingegen mit ihrem Quar-
tier und der unmittelbaren Nachbar-
schaft. Ein weiterer Grund dafür ist laut
der Studie, dass man auf lokaler Ebene
konkrete und eben auch negativeErfah-
rungen mache,während dieVerbunden-
heit mit der Nation abstrakter sei.

Freiwilliges Engagement für die Mit-
menschen und den Staat steht in einer
Wechselwirkung mit dem Vertrauen in
die Mitmenschen, die Demokratie und
die schweizerische Konsenskultur: Je
stärker das Engagement, umso stärker
das Vertrauen und das Gefühl der Ver-
bundenheit. Praktisch alle, die formelle
Freiwilligenarbeit leisten, partizipieren
auch politisch. Das Gefühl der eigenen
politischen Ohnmacht ist bei ihnen viel
seltener als bei denen, die sich nicht ge-
sellschaftlich engagieren.

ImKontrast zu den positivenAlltags-
erfahrungen, welche die meisten Men-
schen in der Schweiz machen, sieht eine
relativeMehrheit von 44Prozent den ge-
sellschaftlichen Zusammenhalt in Ge-
fahr. Nur 23 Prozent machen sich dies-
bezüglich keine Sorgen. Am weitesten
verbreitet ist die negative Stimmung bei
älteren Personen, bei Leuten mit einem
Lehrabschluss und bei jenen, die sich
politisch «klar rechts» positionieren.

Warum gerade SVP-Wähler so pes-
simistisch in die Zukunft schauen, dazu
äussert sich die Studie nicht konkret.
Eine These könnte sein, dass die starke
Zuwanderungder letzten Jahre zu einem
Verlust des Heimatgefühls geführt hat.
Im Sinne von: «Das ist nicht mehrmeine
Stadt, nicht mehr mein Land.»

Engagement politisch fördern?

Es gibt verschiedene Initiativen, die das
Engagement für die Allgemeinheit stär-
ken sollen.Am weitesten geht dabei das
Volksbegehren «Service Citoyen», über
das die Stimmbevölkerung im Novem-
ber befindet und das bei einem Ja eine
Dienstpflicht für Schweizer Bürgerin-
nen und Bürger «zugunsten der All-
gemeinheit und der Umwelt» bringen
würde. Nicht alle Freiwilligenverbände
sind von der Idee begeistert,weil der be-
zahlte Pflichtdienst in Konkurrenz ste-
hen könnte zum freiwilligen und unent-
geltlichen Engagement vieler Schweizer.

Weniger radikal ist der Vorstoss der
FDP-Politikerin Maja Riniker für eine
«Stärkung des Jugendurlaubs», den das
Parlament angenommen hat.Künftig sol-
len alle unter 30-Jährigen Anspruch auf
zweiWochen (stattwieheute eineWoche)
unbezahlten Urlaub für ein ehren-
amtliches Engagement haben, etwa für
die Leitung eines Jugendlagers.
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Die Leute gesund halten, statt sie zu reparieren
Eine Mehrheit will mehr Prävention im Schweizer Gesundheitssystem, doch Kritiker warnen vor dem Nanny-Staat

SIMON HEHLI

«Ich bin kein Baby!»: Mit diesem Slogan
wehrt sich der Gewerbeverband gegen
den «Nanny-Staat», gegen ein «System,
das uns wie Babys behandelt». Der Ge-
werbeverband will sich dafür einsetzen,
dass jeder Mensch selbst entscheiden
kann, wie er leben will, ohne bevormun-
det zu werden.Es geht dabei nicht nur um
die Gesundheit,aber sie spielt in der Kam-
pagne eine zentrale Rolle.Der Staat wolle
uns den Genuss madigmachen,so die Bot-
schaft:keine Cervelats mehr,keine Süssig-
keiten,keine Chips – und schon gar keinen
Alkohol und keine Zigaretten.

Komplett anders klingt es bei der
Allianz «Gesunde Schweiz». In der Orga-
nisation sind praktisch alle grossen Ge-
sundheitsverbände des Landes vertre-
ten, darunter die Ärztevereinigung FMH
oder die Krebsliga. Die Allianz enerviert
sich wegen der Kürzungen des Bundes-
amtes für Gesundheit (BAG) im Bereich
der Krankheitsprävention – und gibt sich
«entsetzt über die Kurzsichtigkeit dieser
Entscheide». Macht die Schweiz also zu
wenig Prävention? Oder zu viel?

Eine Mehrheit der Schweizerinnen
und Schweizer tendiert zur ersten Ant-
wort. Der Bevölkerungsrat, ein Gre-
mium von hundert ausgelosten Bür-
gerinnen und Bürgern, hat in einem
fünfmonatigen Prozess verschiedene
Reformvorschläge für die Gesundheits-
politik verhandelt. Drei Viertel der Teil-
nehmer befürworteten die Einführung
eines nationalen Gesundheitsgesetzes.
Es soll dem Bund stärkere Kompeten-
zen in der Gesundheitsförderung und
Prävention verleihen und eine bessere
Koordination mit Kantonen und Ge-
meinden ermöglichen. 64 Prozent wollen
die nationalen Kampagnen für die Ge-
sundheitsförderung ausbauen, wie der
Bevölkerungsrat im April verkündete.

Ähnlich sieht es in einer neuen, reprä-
sentativen Umfrage der Krankenkasse
Sanitas aus. 80 Prozent der Befragten
finden zwar, dass jede Person hauptver-
antwortlich für die Gesundheitsvorsorge
sei. Doch 13 Prozent halten den Staat für
hauptverantwortlich und 65 Prozent für
mitverantwortlich. Fast die Hälfte ist der
Meinung, dass die Gemeinden, die Kan-
tone oder der Bund mehr unternehmen
müssten, damit die Schweizer Bevölke-
rung (noch) gesünder werde. Je jünger
die Befragten, umso grösser ist die An-
spruchshaltung gegenüber dem Staat.Das
deckt sich mit anderen Umfragen,die zei-
gen, dass etatistische Lösungen immer
mehr Unterstützung erhalten.

Kenner des Gesundheitswesens sind
sich weitgehend einig: Das System, das
mittlerweile 100 Milliarden Franken
pro Jahr verschlingt, gehört weltweit

zu den besten im Bereich der Therapie.
Wer krank wird, bekommt eine Behand-
lung auf hohem Niveau. Aber das Sys-
tem hat grosse Mängel bei der Vermei-
dung von Krankheit. Dabei gäbe es in
diesem Bereich grosses Potenzial, zu-
mindest theoretisch. Laut dem BAG ma-
chen die nicht übertragbaren Krankhei-
ten rund 80 Prozent der Gesundheits-
kosten aus. Und davon wiederum geht
der grösste Teil auf das Konto der so-
genannten Zivilisationskrankheiten wie
Übergewicht, Diabetes, Bluthochdruck,
Burnouts oder Rückenschmerzen.

Sie sind nicht einfach Schicksal wie
manche Krebsarten, multiple Sklerose
oder Epilepsie. Sondern sie hängen stark
vom Verhalten des Individuums ab. Rund
die Hälfte derAusgaben (und viel Leiden)
liessen sich laut Schätzungen vermeiden,
wenn die Leute nur gesünder leben wür-
den. Es geht da also um eine gewaltige
Summe von rund 40 Milliarden Franken
im Jahr. Zum Vergleich: Das entspricht
ziemlich genau den ganzen Ausgaben
der Grundversicherung; das Armee-
budget liesse sich mit dem Betrag sechs-
mal finanzieren. Und die Zahlen dürften
in den kommenden Jahren noch steigen,
weil derAnteil der hochaltrigen Personen
an der Gesamtbevölkerung wächst.

Kaum finanzielle Mittel

Und doch fristet die Prävention ein
Nischendasein. Die Stiftung Gesund-
heitsförderung Schweiz, die wichtigste
Akteurin in diesem Bereich, muss mit
einem Jahresbudget von 44 Millionen
Franken zurechtkommen,das ist etwa ein
halbes Promille der Gesundheitskosten.
«Wir haben kein Gesundheitssystem,
sondern ein Krankensystem», kritisiert
deshalb Hans-Rudolf Olpe.

Der Neurobiologe ist emeritiertes
Mitglied der medizinischen Fakultät
Basel, er hat zwei Bücher zur Präven-
tion verfasst und hält Vorträge zu die-
sem Thema. «Gesundheit ist zur Ware
verkommen, die man sich vermeintlich
einfach kaufen kann – statt dass man sich
darum kümmert,gesund zu bleiben»,sagt
er. Ähnliche Aussagen machte der frü-
here Gesundheitsminister Alain Berset.

Dass die Schweiz bis heute kein Prä-
ventionsgesetz hat, geht auf einen Ent-
scheid des Ständerates im Dezember
2011 zurück. Er versenkte das Gesetz,
dem der Nationalrat bereits zugestimmt
hatte, mit einem knappen Mehr von 20
zu 19 Stimmen. Es setzten sich damit
jene rechtsbürgerlichen Kräfte durch,
für die Prävention ausschliesslich eine
Frage der Eigenverantwortung ist.

Die Argumente der Kritiker klangen
dabei ähnlich wie heute: Die Bevölke-
rung werde immer stärker bevormun-

det, in immer mehr Bereichen. «Für Pau-
senäpfel statt Fast Food oder Treppen-
steigen statt Liftfahren braucht es kein
Gesetz», sagte der CVP-Politiker Ivo
Bischofberger. Sein Parteikollege Paul
Niederberger fand, gesund zu leben, sei
bloss eine Frage des Willens. Vergeblich
engagierten sich einige prominente Frei-
sinnige wie der Präventionsmediziner
Felix Gutzwiller und Bundesrat Didier
Burkhalter für das Anliegen.

So hat das Bundesamt für Gesund-
heit nun kaum Möglichkeiten, die Prä-
ventionsbemühungen auszubauen, im
Gegenteil: Das Sparprogramm des Bun-
des zwingt das BAG, auf gewisse Auf-
gaben zu verzichten, etwa die Präven-
tion am Arbeitsplatz. Das Bundesamt
setzt angesichts der beschränkten Mit-
tel Schwerpunkte in drei Gebieten:
Tabakkonsum, Adipositas und psychi-
sche Krankheit. «Wir machen weniger,
als wir gerne würden – aber das, was wir
machen, soll eine möglichst grosse Wir-
kung entfalten», sagt die BAG-Direkto-
rin Anne Lévy. Sie sei überzeugt, dass
sich Prävention lohne – sowohl indivi-
duell als auch gesellschaftlich.

Sie weiss jedoch auch, dass das BAG
von zwei Seiten unter Beschuss steht:
Tut es für manche Mediziner viel zu we-
nig, überbordet es aus der Sicht von bür-
gerlichen Kritikern. Ihnen gilt gerade
das BAG als die Speerspitze des über-
griffigen Staats. Lévys Vorvorgänger
Thomas Zeltner wurde einst als «Ge-
sundheits-Taliban» beschimpft. Bei ihr
läuft das subtiler ab. «Wenn ich an Apé-
ros bin, heisst es scherzhaft: ‹Oh, nein,
Anne ist da, also dürfen wir nichts trin-
ken . . .› Als ob ich jemals gesagt hätte,
man dürfe keinen Alkohol trinken!»

Dass das BAG als bevormundend
und genussfeindlich dargestellt werde,
sei eine Ablenkungsstrategie von Teilen
der Industrie und ihrer politischen Ver-
bündeten,sagt Lévy:«Wenn die Bevölke-
rung weniger raucht oderAlkohol trinkt,
mindert es den Absatz der Hersteller.
Es sind oft also wirtschaftliche Interes-
sen im Spiel.» Es sei indes auch im Inte-
resse der Wirtschaft, die öffentliche Ge-
sundheit zu stärken: Wenn Arbeitneh-
mer chronisch krank würden oder sogar
stürben,schmälere das die Produktivität.

«Zwingen ist unmöglich»

Die Frage, wie man die Bevölkerung zu
einem gesünderen Lebensstil bewegen
kann,ohne sie zu bevormunden,treibt den
Präventionsexperten Olpe um.«Zwingen
kann und soll man niemanden», sagt er.
Auch eine Steuer oder Lenkungsabgabe
auf ungesunde Lebensmittel wie Zucker
oder Fett, wie sie manche Länder bereits
eingeführt haben, sieht Olpe skeptisch.
«Das ruft enorme Widerstände hervor
und ist deshalb kaum realistisch in den
nächsten zwanzig Jahren.»

Stattdessen fordert Olpe, dass die Ge-
sundheitskompetenz in der Schule auf
allen Altersstufen ein zentrales Thema
werden müsse. Der Lehrplan 21 sei ein
Riesenwerk – aber im Inhaltsverzeichnis
komme das Wort Gesundheit nicht ein-
mal vor. «Man muss den Schülerinnen
aufzeigen, warum die Bewegung so wich-
tig ist, dass Sport das Hirn aktiviert und
die Intelligenz fördert», sagt Olpe.

Etwas schwieriger ist das Thema Es-
sen undTrinken,wie Olpe einräumt.Nicht
nur, weil die Schule da Gefahr läuft, sich
in die Ernährungsgewohnheiten der Fami-
lien einzumischen, sondern auch, weil es
in diesem Bereich widersprüchliche In-
formationen gibt und die optimale Er-
nährung für jedes Individuum anders ist.
Dennoch würde es laut Olpe helfen,wenn
die Schule den Jugendlichen immer wie-
der altersgerecht erklären würde, wie das
Körpergewicht reguliert wird und welche
Nahrungsmittel besonders kritisch sind.

Doch auch auf politischer Ebene
müsse etwas gehen, sagt Olpe. Heute
würden im Bereich Prävention zu viele
Akteure mitreden,die Kantone,verschie-
dene Bundesämter, die Stiftung Gesund-
heitsförderung.Olpe fordert deshalb,dass
das BAG die Zügel übernehmen soll.

Eine weniger etatistische Variante
wäre es, die Rolle der Krankenkassen

im Bereich der Prävention zu stärken.
Schliesslich haben die Versicherer ein
finanzielles Interesse, dass ihre Kunden
gar nicht erst krank werden. Laut der
Sanitas-Studie würden es 50 Prozent der
Befragten begrüssen, wenn die Grund-
versicherung Präventionsangebote be-
zahlen könnte, 11 Prozent sind dagegen.
Doch in der Branche fühlt man sich ge-
gängelt durch das BAG.

Der CEO eines grossen Versicherers
sagt, er habe schon mehrmals versucht,
Präventionsmassnahmen über die Prä-
miengelder zu finanzieren. Beim BAG
sei er damit auf Ablehnung gestossen:
Denn Investitionen in die Prävention
würden zwar langfristig die Gesund-
heitsausgaben senken, kurzfristig aber
die Kosten erhöhen – und damit die
Gesundheitsministerin schlecht daste-
hen lassen, die immer im September die
neue Prämienrunde verkünden muss.

Der Kanton Bern als Pionier

Hinzu kommt eine Art Trittbrett-
fahrerproblem:Es lohnt sich derzeit kaum
für eine Kasse, in die Gesundheit ihrer
Kunden zu investieren. Nicht nur droht
sie damit gegenüber den Konkurrenten
einen Wettbewerbsnachteil zu erleiden,
weil sie die Prämien erhöhen muss.
Sondern die Investitionen könnten auch
vergeblich sein,weil ein Kunde jedes Jahr
zu einer anderen Kasse wechseln darf.

Ein Ausweg aus diesem Dilemma
könnten neue Modelle sein, wie sie der
Kanton Bern in Zusammenarbeit mit
der privaten Spitalgruppe SMN und
der Krankenkasse Visana im Jurabogen
ausprobiert. Ziel ist es, die medizinische
Qualität durch eine integrierte Versor-
gung zu erhöhen und die Kosten zu sen-
ken. Die medizinischen Dienstleister er-
halten einen Fixbetrag pro versicherte
Person. Durch dieses sogenannte Capi-
tation-Modell haben sie ein Interesse,
die Bevölkerung möglichst gesund zu
halten und in die Prävention zu inves-
tieren – und nicht, möglichst viele Be-
handlungen durchzuführen.

Mit Interesse verfolgt das BAG sol-
che Experimente. Dennoch sieht die
Direktorin Lévy die Aufgabe der Kran-
kenkassen weniger bei der öffentlichen
Gesundheit als weiterhin vor allem in
der Finanzierung der individuellen Prä-
vention. Damit gemeint sind Krebsab-
striche bei jungen Frauen, Mammogra-
fien, Darmspiegelungen, Beratungen in
Adipositas-Stunden oder Impfungen.
Begleiten und koordinieren soll solche
Massnahmen primär der Hausarzt, nicht
die Kasse, findet Lévy.

Wenig hält sie auch von Überlegun-
gen, einen gesunden Lebenswandel mit
tieferen Krankenkassenprämien zu be-
lohnen oder Übergewichtige und Rau-
cher mit höheren Prämien zu bestrafen.
«Man hat nicht alles selbst in der Hand,
es gibt auch genetische und soziale Fak-
toren», sagt Lévy. So seien Arbeiter in
manchen Berufen stärker gefährdet, zu
Alkoholikern zu werden. Und auch die
Armut erhöhe das Risiko für Krankhei-
ten massiv. Die Bevölkerung ist in dieser
Frage gespalten: 43 Prozent unterstützen
laut einer CSS-Studie höhere Prämien für
Raucher, 46 Prozent sind dagegen.

Das BAG setzt stattdessen auf das
«Nudging», also eine Art sanftes Anstup-
sen. Es geht um kleine Dinge im Alltag.
So würde sich Lévy wünschen, dass an
Supermarktkassen Snackkarotten lie-
gen statt Schokoriegel, die zum Impuls-
kauf verleiten. Oder dass Architekten
die Treppen in Geschäfts- und Wohn-
häusern so attraktiv gestalten, dass die
Leute lieber laufen, statt den Lift zu neh-
men. «Wir müssen die gesunde Wahl zur
leichten Wahl machen», sagt Lévy.

Das mag eine feinere Form der staat-
lichen Steuerung sein als eine Lenkungs-
abgabe auf Zucker oder ein Verbot von
Werbung für ungesunde Produkte. Doch
Kritiker sehen darin einen Versuch der
psychologischen Manipulation und der
paternalistischen Bevormundung. Oder
wie es der Gewerbeverband in seiner
Kampagne gegen den «Nanny-Staat»
formulierte: «Wir Bürger wollen wie Er-
wachsene behandelt werden.»

Rauchen schadet. Doch bei der Frage, wie sehr sich der Staat hier einmischen soll, scheiden sich die Geister. DOMINIC STEINMANN / NZZ

«Wir haben
kein Gesundheitssystem,
sondern
ein Krankensystem.»
Hans-Rudolf Olpe
Neurobiologe

Wer ist verantwortlich
für die Gesundheitsvorsorge?
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Brauerei Brewdog wird Opfer eines veränderten Zeitgeistes
Die Craft-Beers mit dem Rebellenimage verschwinden zunehmend aus den britischen Pubs

DAVID SIGNER, LONDON

Die Werbekampagnen für Brewdog
waren so irr, als wären die Mitarbei-
ter dauerbetrunken gewesen. Seit der
Lancierung vor knapp zwanzig Jahren
sorgten die hochprozentigen Biere mit
PR-Stunts für Furore und Kontrover-
sen. Aber nun geht es seit einiger Zeit
bergab mit dem schottischen Unterneh-
men. Wie der «Telegraph» enthüllte, ist
dieMarke in den letzten zwei Jahren aus
über 2000 Pubs verschwunden.

Brewdog stand für eine Bier-Rebel-
lion. Die neuen «Craft-Beers» forder-
ten die grossen etablierten Marken mit
ihrem standardisierten Lagerbier heraus.
«Handwerklich» produziertes India Pale
Ale aus kleinen Brauereien mit neuen
Geschmacksrichtungen wurde zum
weltweiten Trend.

Brewdog wurde 2007 von James
Watt und Martin Dickie gegründet.
Im selben Jahr braute die Firma das
erste Bier und nannte es Punk IPA.
Drei Jahre später eröffnete das erste
Brewdog-Pub.Das Unternehmen schuf
eine junge, wilde Marke, legte sich ein
Punk-Image zu und trat mit aufsehen-

erregenden Werbeaktionen gegen die
etablierten Brands an.

2020 produzierte Brewdog 100 Mil-
lionen Liter Bier, das in 57 Ländern
erhältlich war. Das Unternehmen
wurde damit zur siebtgrössten Braue-
rei in Grossbritannien. Dazu gehören
über hundert eigene Bars. Der Kämp-
fer gegen den Mainstream wurde selbst
zum Mainstream. Der kommerzielle
Erfolg widersprach dem Underground-
Image immer mehr. Das liess Brewdog
nach und nach unglaubwürdig erschei-
nen. Zudem hatte sich der Zeitgeist mit
#MeToo, Wokeism und einem neuen
Gesundheitsbewusstsein gewandelt.

Vom Branchenverein gerügt

Noch 2009 rühmte sich Brewdog, das
stärkste Bier der Welt zu brauen, in-
dem es «Tactical Nuclear Penguin» mit
32 Prozent Alkoholgehalt produzierte.
«Sink the Bismarck» im Jahr darauf
hatte sogar 40 Prozent. Im selben Jahr
kam «The End of History» mit 55 Pro-
zentAlkoholgehalt auf denMarkt, aller-
dings nur in einer limitierte Auflage
von 12 Flaschen, von denen jede zwi-

schen 500 und 700 Pfund kostete. Jedes
Exemplar wurde mit einem ausgestopf-
ten Tier verkauft, mit der Flasche im
Maul.Tierschutzorganisationen nannten
die Kampagne «pervers».

2014 rügte der Branchenverein Port-
man Group das Unternehmen, weil es
sein neuestes Bier «Dead Pony Club»mit
dem Slogan «Drink Fast, Live Fast» be-
warb,was man kaum alsAppell zu mode-
ratem Konsum lesen konnte. 2018 lan-
cierte die Firma das «Pink IPA» mit dem
Spruch «Beer for Girls», was als Auffor-
derung fürMinderjährige kritisiert wurde.

Nachdem Brewdog die ersten Bars in
Schottland eröffnet hatte,wollte das Füh-
rungsduo auch den englischen Markt er-
obern. James Watt zelebrierte die Eröff-
nung der Bar an der CamdenHigh Street
in London, indem er mit einem Panzer
vorfuhr. «So wie unsere Biere eineAlter-
native sind zu den geschmacklosen, apa-
thischen Mainstream-Lagern, produziert
von riesigen globalen Brauereien», sagte
Watt damals, «so bieten auch unsere Bars
eine Alternative zu den üblichen seelen-
losen, profithungrigen Theken.»

Eines Nachts im Jahr 2012 wurde
während einer halben Stunde ein riesiges

Bild von Watt und Dickie an das Parla-
mentsgebäude in London projiziert. Die
beiden posierten nackt, lediglich notdürf-
tig mit einem Sixpack Bier bedeckt.Aber
der Wind drehte. Die frivolen Jahre der
Ironie und der Provokation waren vor-
bei. Als Watt und Dickie für eine Wer-
bung als Prostituierte aufgemacht posier-
ten, warf man ihnen Sexismus und Ver-
spottung der Sexarbeiterinnen vor.

Seit 2021 nicht mehr profitabel

Zudem wurden immer wieder Stimmen
laut, die das vergiftete Arbeitsklima bei
Brewdog beklagten. 2021 veröffentlich-
ten hundert frühere Angestellte einen
offenen Brief, in dem sie die Geschäfts-
praktiken und die Behandlung der Mit-
arbeiter kritisierten. Sie sprachen von
einer «Kultur der Angst» und einem
Persönlichkeitskult um den CEO James
Watt. Sie warfen ihm vor, sich unange-
messen gegenüber Mitarbeiterinnen ver-
halten zu haben. Im Jahr darauf doppelte
BBC mit einer investigativen Sendung
nach,die dieAnschuldigungen bestätigte.

Im Februar 2023 kündigte Brewdog
eine Partnerschaft mit Budweiser China

an, was von vielen Kunden als Verrat an
der ursprünglichen «Piraten-Philoso-
phie» empfunden wurde. Seit 2021 ist
die Firma nicht mehr profitabel. Das
hat abgesehen von den PR-Problemen
auch mit einem veränderten Konsum-
verhalten zu tun. Die klassischen Biere
von Heineken oder Guinness erleben
ein Revival, unter den Craft-Beers sind
heute andere Produkte wie Camden
Town populär. Zudem geht der Trend
eher vom Alkohol weg, und Pubs erlei-
den generell einen Besucherrückgang.
Im Mai 2024 tratWatt als CEO zurück.

Offenbar gelang es auch dem neuen
Management nicht, die Firma zum frü-
heren Erfolg zurückzuführen.Loungers,
eine der grössten Bar-Ketten in Gross-
britannien, der über 300 Pubs im Land
gehören, schenkt keine Brewdog-Biere
mehr aus und reagiert damit auf die sin-
kende Nachfrage. Brewdog selbst ver-
sucht, den Misserfolg wie in den guten,
alten Zeiten als heroischen «David
gegen Goliath»-Kampf darzustellen: die
jungen Guerilleros gegen die etablier-
ten Grosskonzerne.Aber das Festhalten
an diesem PR-Narrativ ist wohl eherTeil
des Problems als der Lösung.

Trump schlägt bei Computerchips
einen planwirtschaftlichen Kurs ein
Die US-Regierung übernimmt 10 Prozent des kriselnden Halbleiterherstellers Intel, um die technologische Vorherrschaft zurückzugewinnen

SEBASTIAN BRIELLMANN

Für Donald Trump ist es, wie meistens,
wenn er selbst am Verhandlungstisch
sitzt, ein «grossartiger Deal». Die ame-
rikanische Regierung beteiligt sich am
kriselnden Halbleiterhersteller Intel –
und übernimmt einAktienpaket von 10
Prozent. Das haben Ende vergangener
Woche sowohl Trumps Administration
als auch das Unternehmen bestätigt. Es
handelt sich dabei um die grösste staat-
liche Investition seit der Finanzkrise
im Jahr 2008, als die USA Banken und
Autoherstellern unter die Arme griffen.

In einer Mitteilung schreibt Intel,
dass der Staat 433,3 Millionen neue
Stammaktien erhalte, für 8,9 Milliarden
Dollar.Der Kaufpreis proAktie liegt bei
20.47 Dollar – und damit etwa 4 Dollar
unter dem Schlusskurs vom Freitag.Die
amerikanische Regierung kann binnen
fünf Jahren auch einen weiteren Anteil
von 5 Prozent zum Preis von 20 Dollar

pro Aktie nachkaufen, falls Intel weni-
ger als 51 Prozent an seinem Fertigungs-
geschäft halten sollte.

Trump schrieb auf seinem Netzwerk
Truth Social, dass die USA für dieseAn-
teile «nichts bezahlt» hätten. Er stützt
sich dabei auf den Standpunkt, dass die
Gelder aus bereits versprochenen, aber
noch nicht ausbezahlten Zuschüssen aus
dem sogenannten Chips-Act (5,7 Mil-
liarden) und dem Secure-Enclave-Pro-
gramm (3,2 Milliarden) stammen. Ins-
gesamt beläuft sich das staatliche Invest-
ment auf etwas über 11 Milliarden, da
Intel aus dem Chips-Act bereits 2,2 Mil-
liarden bekommen hat.

Der Intel-Chef Lip-Bu Tan zeigt sich
ebenfalls erfreut über das Geschäft:Man
sei «dankbar für das Vertrauen» der
Trump-Regierung, und man freue sich,
daran zu arbeiten, «die Führungsrolle
der USA in den Bereichen Technologie
und Fertigung weiter auszubauen». Das
ist eine erstaunliche Wendung. Noch

vor wenigen Wochen hatte Trump auf-
grund der Milliardenverluste bei Intel
den Rücktritt Tans gefordert – und die-
sem eine Nähe zu China unterstellt. Nun
nennt er ihn den «höchst respektierten»
Intel-CEO. Auch politisch vollzieht der
amerikanische Präsident eine Kehrt-
wende, nachdem er zuvor die staatlichen
Subventionsprogramme wie den Chips-
Act, die Joe Biden ins Leben gerufen
hatte, als «Geldverschwendung» bezeich-
net hat. Trump setzte zuvor lieber auf
Importzölle, damit die Halbleiterherstel-
ler ihre Produkte in den USA fertigen.

Zunehmende Bevormundung

Kritiker monieren diese Industriepoli-
tik. Die vermeintlich unsichtbare Hand
des Marktes – also die Selbststeuerung
durch Angebot und Nachfrage – werde
immer sichtbarer. Es entstehe eine zu-
nehmend planwirtschaftliche Mischung
aus Sozialismus und Kapitalismus, be-

stimmt von der Willkür des Präsiden-
ten der USA. Der Grad der Bevormun-
dung nimmt zu.Auch andere Halbleiter-
fabrikanten wie Nvidia und AMD sind
neuerdings verpflichtet, 15 Prozent ihrer
in China erwirtschafteten Erlöse der
amerikanischen Regierung abzugeben.
DerVerkauf von US Steel an die japani-
sche Nippon Steel wurde nur genehmigt,
da die USA eine «goldeneAktie» erhal-
ten: ein faktischesVetorecht gegen uner-
wünschte Unternehmensentscheide.Zu-
dem wird berichtet, dass die USA pla-
nen, grössterAnteilseigner des Bergbau-
unternehmensMPMaterials zu werden,
um die Produktion von Seltene-Erden-
Magneten zu steigern.

Bei Intel, so bekräftigt der amerikani-
sche Handelsminister Howard Lutnick,
handle es sich allerdings um eineAktien-
beteiligung ohne Stimmrecht.Die Regie-
rung könne dem Unternehmen damit
nicht vorschreiben, wie es sein Geschäft
zu führen habe. Es gebe auch keinen
Platz imVorstand für die Regierung, und
es gebe die Zustimmung, sich bei «Aktio-
närsabstimmungen dem Verwaltungsrat
anzuschliessen». Allerdings gebe es «be-
grenzte Ausnahmen». Wohl auch darum
wird befürchtet, dass Trumps Vorgehen
neue unternehmerische Risiken schaffe.

Die beste Versicherung

DassTrump von seiner Zollstrategie ab-
weicht, wird mit den Sicherheitsinteres-
sen der USA begründet. Neben Intel
gibt es nur zwei Unternehmen, die mo-
derne Computerchips herstellen kön-
nen: Samsung und die taiwanische
TSMC. 90 Prozent der Chips bezieht
Amerika von TSMC, die Abhängigkeit
ist also aus Sicht derAmerikaner viel zu
gross. Vor allem, weil China Taiwan für
sich beansprucht. Im Falle eines Krieges
könnten die USA den Zugang zu den
Chips und ihrer Technologie verlieren.
Das Handelsministerium sagt, dass das
ähnlich gravierende Folgen hätte wie die
Grosse Depression vor fast hundert Jah-
ren, als die amerikanischeWirtschaft um
einen Drittel einbrach.

Darum gilt Intel als beste Versiche-
rung für die USA, falls es zu einem
Krieg um Taiwan käme. Das Unterneh-
men ist der einzige Hersteller, der für
das amerikanische Militär produziert.
Das Land ist deswegen auf Intels Erfolg
angewiesen, will es seine Vormachtstel-
lung behalten. Zudem bilden die Chips,

an denen Intel forscht, die Basis aller
KI-Systeme. Bei der künstlichen Intel-
ligenz sind die Amerikaner mit China
ebenfalls im Kampf um die Vorherr-
schaft. Wollen die USA technologisch
unabhängig werden, gilt Intel als die
letzte Hoffnung. Da moderne Compu-
terchips unerlässlich sind, gibt es nun je-
doch auch Industriepolitik-Kritiker, die
die staatliche Unterstützung begrüssen.

Ob dieses Vorhaben gelingen kann,
gilt aber weiterhin als fraglich. Der
Halbleiterhersteller hat zwar den An-
schluss an die technologische Spitze bei
der Chipproduktion wieder geschafft,
zuvor aber in diesem Jahrtausend jede

Neuerung verpasst (beispielsweise bei
Smartphones) – und schreibt deswegen
seit Jahren Verluste in Milliardenhöhe.
Gleichzeitig muss der Konzern weiter-
hin sparen und Personal abbauen.

Das Unternehmen zeigt sich be-
müht, nun für Aufbruchstimmung zu
sorgen. Und lässt wichtige Kunden zu
Wort kommen, die die Staatsbeteili-
gung loben. Microsoft spricht aner-
kennend von einer «kühnen Strate-
gie» Trumps, die Halbleiterindustrie auf
«amerikanischemBoden» wieder aufzu-
bauen. Der Chef vonAmazonWeb Ser-
vices, ein Tochterunternehmen des On-
linehandelsgiganten, spricht sogar von
einer neuenÄra «amerikanischer Inno-
vation», die eingeläutet worden sei.

Durchaus etwas weniger euphorisch
zeigt sich die Politik.Auch in den Reihen
der Republikaner. Der Senator Rand
Paul sagte schon vor der definitiven Be-
kanntgabe der staatlichen Beteiligung,
dass diese eine «schreckliche Idee» sei
und einen Schritt «in Richtung Sozia-
lismus» bedeute. Pointierter drückte es
Trumps neuer Erzfeind aus:Gavin New-
som,der demokratische Gouverneur aus
Kalifornien mit Präsidentschaftsambi-
tionen, schrieb auf der Plattform X:
«Donald Trump ist ein Sozialist.»

Intel hofft dank dem US-Investment auf eine bessere Zukunft. Im Bild der Hauptsitz in Santa Clara, Kalifornien. JUSTIN SULLIVAN / GETTY

Das Vorhaben
gilt als fraglich.
Der Konzern schreibt
seit Jahren Verluste
in Milliardenhöhe.
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Novo Nordisk halbiert die Preise in den USA
Die Krise des Pharmariesen wird die gesamte dänische Wirtschaft treffen – schuld an der Misere ist nicht nur Donald Trump

LINDA KOPONEN, TALLINN

Innert wenigen Monaten hat sich Novo
Nordisk von einem der renommiertes-
ten Unternehmen Europas zu einem
Problemfall entwickelt. Anfang Au-
gust gab der Hersteller der Abnehm-
spritze Ozempic eine Gewinnwarnung
heraus. Sowohl das Umsatzwachstum
als auch der operative Gewinn wer-
den in diesem Jahr tiefer ausfallen als
ursprünglich prognostiziert. Das Wirt-
schaftsministerium geht davon aus, dass
der deutliche Wachstumsrückgang bei
Novo Nordisk die gesamte dänische
Wirtschaft treffen wird.

Diätpille wirkt nicht so stark

Nach der Negativmeldung stürzte der
Börsenwert von Novo Nordisk innert
sieben Handelstagen um 30 Prozent ab.
Zurzeit beträgt er noch 240 Milliarden
Dollar. Im letzten Sommer bewegte sich
der Aktienkurs noch auf einem Allzeit-
hoch. Der Börsenwert lag im Juni 2024
bei 650 Milliarden Dollar – also deut-
lich höher als das Bruttoinlandprodukt
Dänemarks (430 Milliarden Dollar).
Novo Nordisk wurde als wertvollstes

Unternehmen Europas bejubelt. Dann
begannen die Probleme.

Im Dezember wurde bekannt, dass
die neue Diätpille Cagrisema bei den
getesteten Probandinnen und Proban-
den zu einem Gewichtsverlust von nur
22,7 Prozent statt der versprochenen 25
Prozent führte. Seither befindet sich die
Aktie von Novo Nordisk im Sinkflug.
Und dieser wird durch einen Mann auf
der anderen Seite des Atlantiks weiter
beschleunigt: Donald Trump.

Amerika ist für Novo Nordisk der
wichtigste Einzelmarkt. Etwa 35 Pro-
zent des Umsatzes des Unternehmens
stammen aus den USA. Inzwischen
nehmen mehr als 7 Millionen Ame-
rikaner ein Abnehmmedikament mit
demWirkstoff Semaglutid, der auch in
Ozempic und Wegovy von Novo Nor-
disk erhalten ist. Gemäss Schätzun-
gen dürften es in zehn Jahren über
20 Millionen sein.

Doch der amerikanische Markt ist
umkämpft, und Trumps Handelskrieg
trifft das dänische Unternehmen be-
sonders hart. Zum einen führt die kon-
fuse Politik von Trump zu einer Ab-
wertung des Dollars, was bedeutet,
dass Novo Nordisk in den USA weni-

ger verdient. Zum anderen hat es der
Präsident direkt auf die Pharmabran-
che abgesehen. Trump hat seiner Wäh-
lerschaft versprochen, dass die Medika-
mentenpreise in den USA weltweit zu
den niedrigsten gehören werden.Er kri-
tisierte Novo Nordisk in derVergangen-
heit immer wieder dafür, Wegovy und
Ozempic zu unverhältnismässig hohen
Preisen zu verkaufen.

Nachahmer erobern den Markt

Anfang Woche haben die Dänen ein-
gelenkt. Novo Nordisk gab bekannt,
die Preise der Abnehmspritzen in den
USA für Patienten, deren Kosten nicht
von der Krankenversicherung über-
nommen werden, zu halbieren. Der
Listenpreis für die beiden Medika-
mente Ozempic und Wegovy beträgt
nun 499 Dollar pro Monat. Die Sen-
kung wird nur einen kleinen Teil der
Patienten in den USA betreffen. 98
Prozent der Amerikaner, die Ozempic
einnehmen, erhalten es über ihre Kran-
kenversicherung und bezahlen dafür
25 Dollar oder weniger.

Der Druck von Trump wird nicht
der einzige Grund für die Preissenkung

sein. In den USA haben Nachahmer-
firmen inzwischen einen Drittel des
Marktes durch Kopien erobert. Um
Engpässe zu vermeiden, wurden in den
USA von der dortigen Arzneimittel-
behörde FDA vorübergehend günsti-
gere Replika zugelassen. Inzwischen
wurden sie auf Druck der Pharmalobby
wieder verboten. Man wolle Patienten
vor potenziell unsicheren und nicht zu-
gelassenen Generika schützen, schreibt
Novo Nordisk sinngemäss der däni-
schen Presseagentur Ritzau.

In der Realität dürfte beim Preisent-
scheid eine Rolle gespielt haben, dass
Novo Nordisk verlorene Marktanteile
zurückgewinnen muss. Ozempic und
Wegovy verkaufen sich auf dem ameri-
kanischen Markt schlechter als erwar-
tet. Der amerikanische Pharmakonzern
Eli Lilly hat mit seinem Medikament
Mounjaro das dänische Unternehmen
inzwischen überholt.

Im Mai hat Novo Nordisk den lang-
jährigen CEO Lars Fruergaard Jörgen-
sen entlassen.DerMann, der das Unter-
nehmen aus der Krise führen soll, heisst
Mike Doustdar.Wie sein Vorgänger hat
auch Doustdar einen grossenTeil seines
Berufslebens bei Novo Nordisk ver-

bracht. Als erste Amtshandlung hat er
einen weltweiten Einstellungsstopp für
«nicht unbedingt notwendige Positio-
nen» verhängt.Bereits der frühere CEO
Lars Fruergaard Jörgensen kündigte vor
seinem Abgang an, dass es wahrschein-
lich zu Entlassungen kommen werde.

Hoher Steueranteil

Zum Jahreswechsel beschäftigte das
Unternehmen inDänemark über 34 000
Mitarbeiter.Allein im vergangenen Jahr
schuf Novo Nordisk in Dänemark 5500
neue Arbeitsplätze. Die Arbeitslosig-
keit im Land hat mit 2,5 Prozent ein
Rekordtief erreicht – nicht zuletzt dank
den direkten und indirekten Arbeits-
plätzen, die Novo Nordisk schafft.Doch
die Auswirkungen auf die Arbeits-
losigkeit dürften geringer ausfallen als
jene auf das Bruttoinlandprodukt und
die Steuereinnahmen.

Von den gesamten Unterneh-
menssteuern in Dänemark zahlte der
Pharmakonzern 2023 15 Prozent –
mehr als dreimal so viel wie bei der
Danske Bank, die auf Platz zwei der
Liste steht. Wenn Novo Nordisk wa-
ckelt, dann bebt ganz Dänemark.

Mütter tragen die Hauptlast der Kindererziehung. Die Hälfte von ihnen arbeitet 50 Prozent oder weniger. TANYA YATSENKO / IMAGO

In der AHV gibt es auch eine Heiratsstrafe für Mütter –
doch das Bundesgericht will das nicht ändern
Verheiratete Frauen müssen sich die Erziehungsgutschrift mit dem Mann teilen, im Konkubinat gilt das nicht

ALBERT STECK

Wer wie viel AHV-Rente bekommt,
müsste eigentlich klar und eindeutig ge-
regelt sein.Denn immerhin existiert das
Sozialwerk seit 1948. Und nicht weni-
ger als 2,5 Millionen Menschen erhal-
ten gegenwärtig eineAltersrente.Trotz-
dem laufen intensive Diskussionen dar-
über, wie das Regelwerk der AHV kor-
rekt auszulegen ist. Konkret geht es
um die Rentenhöhe für Mütter. So-
gar das Bundesgericht hat jüngst einen
Entscheid dazu gefällt. Dennoch geht
die Debatte weiter.

Gegenstand der Kontroverse sind
die Erziehungsgutschriften in derAHV.
Dabei handelt es sich um ein fiktives
Einkommen in der Höhe von derzeit
45 360 Franken im Jahr. Dieses wird
den Eltern gutgeschrieben, bis ihre Kin-
der das 16.Altersjahr erreichen.Bei der
Pensionierung führt das somit zu einer
höherenAltersrente.

Der Streit bei der Erziehungsgut-
schrift dreht sich um die Frage, wer ge-
nau davon profitieren soll – primär die
Mütter oder die Eltern unabhängig
vom Geschlecht. Zwei Sichtweisen ste-
hen sich gegenüber.Die erste lautet:Die
Gutschrift entschädigt Familien dafür,
dass sie in unentgeltlicher Arbeit Kin-
der aufziehen.Bei Ehepaaren handelt es
sich um die gemeinsame Leistung beider
Elternteile. Deshalb soll der Bonus je
zur Hälfte in die AHV-Rente der Mut-
ter sowie des Vaters einfliessen.

Experte übt Kritik

Dem steht die Meinung gegenüber, dass
der Zweck der Erziehungsgutschrift
darin bestehe, die Stellung der Frauen in
der Altersvorsorge zu verbessern. Der-
jenige Elternteil, der sich stärker um die
Kinder kümmert und deshalb den grös-
seren Einkommensverlust erleidet, soll
dafür entschädigt werden. In der Pra-
xis sind das vor allem die Mütter: Laut
Statistik des Bundes senkt nach wie
vor jede zweite Frau mit Kindern unter
zwölf Jahren ihr Arbeitspensum auf 50
Prozent oder weniger.

Das Bundesgericht vertritt in einem
neuen Urteil die erste Sichtweise: «Mit
den Erziehungsgutschriften soll die
sozial wichtige Aufgabe der Kinder-
erziehung honoriert werden», schreibt
das Gericht in seiner Begründung. Es

hält demnach eine vorgeschriebene
hälftige Aufteilung auf beide Ehepart-
ner, wie sie schon bis jetzt in der AHV
praktiziert wird, für rechtens.

Dass das höchste Gericht zu die-
ser Frage Stellung nehmen musste,
liegt an Philippe Gnaegi. Der 63-Jäh-
rige ist Lehrbeauftragter an der Uni-
versität Freiburg und hat ein Standard-
werk zur Geschichte der Sozialver-
sicherungen publiziert. Er war zudem
Direktor der Organisation Pro Fami-
lia Schweiz und gehörte als FDP-Po-
litiker dem Neuenburger Staatsrat an.
Gnaegi ist überzeugt, dass die heutige
Praxis die ursprüngliche Absicht hinter
den 1997 eingeführten Erziehungsgut-
schriften verletzt. «Die Politik verfolgte
den klaren Willen, die AHV-Rente all
jener zu verbessern, welche wegen der
Kinder ihre Arbeitstätigkeit reduzieren
oder ganz aussteigen.»

Gemäss dieser Lesart soll jedes Ehe-
paar selbständig entscheiden können,
ob die Gutschrift halbe-halbe verteilt
wird oder ob die Mutter den gesamten
Betrag erhält. «Wenn zum Beispiel der
Vater stets 100 Prozent arbeitet, wäh-
rend die Mutter ihren Job aufgibt, so
soll sie auch die volle Erziehungsgut-
schrift erhalten können», sagt Gnaegi.
Mit dieser Forderung hatte er vor dem
Neuenburger Kantonsgericht recht er-
halten.Demwiderspricht nun allerdings
das Bundesgericht,welches die geltende
Regelung nicht als Benachteiligung
der Mütter einstuft.

Bund rückt von Praxis ab

Relevant wird diese Aufteilung dann,
wenn die Frau vor dem Ehegatten pen-
sioniert wird. In diesem Fall nämlich
zählt für die Berechnung der AHV-

Rente einzig ihr eigenes Einkommen.
GemässAHV-Statistik erhalten von den
Verheirateten, bei denen erst ein Partner
rentenberechtigt ist, Männer im Schnitt
eine monatliche Rente von 2047 Fran-
ken, während Frauen auf lediglich 1574
Franken kommen. Diese Differenz ent-
fällt, sobald beide Ehegatten den Ruhe-
stand erreichen, weil ab dann für die
Berechnung der Rente ohnehin das ge-
samte während der Ehejahre erzielte
Einkommen gesplittet wird.

Politisch brisant ist das Urteil des
Bundesgerichts deshalb, weil der Bund
selbst von seiner bisherigen Praxis ab-
gerückt ist – allerdings nur bei Kon-
kubinatspaaren sowie Geschiede-
nen. Seit 2015 ist es den Eltern über-
lassen, ob beide je die Hälfte oder je-
mand die gesamte Erziehungsgutschrift
erhalten soll. Liegt keine Vereinba-
rung vor, so geht der Bonus automa-

tisch an die Mutter. «Man muss sich
fragen, warum Konkubinatspaare dar-
über frei entscheiden können, während
dies fürVerheiratete nicht möglich sein
soll», kritisiert Gnaegi. Er spricht daher
von einer «Heiratsstrafe» in der AHV
für die Mütter.

Zehntausende Franken

Laut dem Winterthurer Finanzplaner
und Sozialversicherungsexperten Mar-
cel Eigenmann macht es für die Rente
einen grossen Unterschied,wie die Gut-
schrift aufgeteilt wird: «Vor allem Per-
sonen mit tieferen Einkommen können
ihre Rente deutlich aufbessern.Wer um-
gekehrt viel verdient, profitiert womög-
lich überhaupt nicht, weil er ohnehin
schon die Maximalrente erreicht hat.»

Eigenmann illustriert den Effekt am
Beispiel einer Person, die über das ge-
samte Erwerbsleben im Schnitt 30 000
Franken pro Jahr verdient hat. Erhält
sie die Hälfte der Erziehungsgutschrift,
die ihr für ein Kind zusteht, so beläuft
sich die AHV-Rente auf 1784 Fran-
ken pro Monat. Beansprucht diese Per-
son aber die gesamte Vergütung, klet-
tert die Monatsrente auf 1935 Franken.
Bei einer mittleren Lebenserwartung
führt dies zu einer Differenz von 45 000
Franken. Mit mehreren Kindern wird
der Abstand noch grösser. «Für Paare
im Konkubinat sowie für Geschiedene
lohnt es sich daher, diese Frage genau
zu prüfen», sagt Eigenmann.

Bereits jetzt sorgt die Frage, ob Ver-
heiratete in der AHV benachteiligt
sind, für heisse Köpfe. Eine Volksinitia-
tive derMitte-Partei will die bestehende
Plafonierung der Ehepaarrente bei 150
Prozent der maximalen Einzelrente ab-
schaffen.Vor diesem Hintergrund sei es
heikel, wennVerheiratete bei der Erzie-
hungsgutschrift nicht ebenso frei wäh-
len könnten wie Konkubinatspaare, sagt
Philippe Gnaegi. «Ich stehe im Kontakt
mit Parlamentariern aus verschiedenen
Parteien, welche diese Ungleichheit auf
politischemWeg beseitigen wollen.»

Zwar führt die Erziehungsgutschrift
zu einer deutlichen Aufbesserung der
AHV-Rente. Doch je nach Zivilstand
profitieren die Eltern sehr unterschied-
lich davon.Wünschbar wäre daher eine
politische Klärung, ob künftig auchVer-
heiratete die Wahlfreiheit bei der Auf-
teilung der Gutschrift erhalten sollen.
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